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Antrag

Fraktion der FDP Hannover, den 10.03.2015

Deine Chance, unsere gemeinsame Zukunft

Der Landtag wolle beschlieRRen:
EntschlieBung

Von den knapp 81 Millionen Menschen in Deutschland haben inzwischen rund 16 Millionen auslan-
dische Wurzeln. Allein im Jahr 2014 sind schatzungsweise weit iber 1,2 Millionen Menschen zu
uns gekommen - um hier Arbeit zu finden, zum Studieren oder als Fluchtlinge. In dieser Entwick-
lung sehen wir keine Bedrohung, sondern eine Chance. Wir wollen weltweit aktiv um Menschen
werben, deren Tatkraft Niedersachsen und Deutschland starken kann. Zugleich sind wir humanitar
verpflichtet, Menschen, die vor Unrecht und Gewalt fliehen miissen, bei uns eine menschenwiirdige
Zuflucht zu gewéahren. Dabei sind die Griinde, nach Deutschland zu kommen, vielfaltig. Umso wich-
tiger ist es, endlich klare Regeln und eine Richtschnur zu schaffen - sowohl fur unsere Aufnahme-
gesellschaft als auch fur alle jene Menschen, die nach Deutschland einwandern.

Weltoffenheit und Einwanderung sind in unserem eigenen Interesse. Sinkende Geburtenzahlen und
steigende Lebenserwartung lassen unsere Gesellschaft schrumpfen und altern. Dieser demografi-
sche Wandel wird dazu fuhren, dass die Zahl der Deutschen im erwerbsfahigen Alter im Jahr 2050
um bis zu 15 Millionen geringer ist als heute. Erforderlich wére eine Nettoeinwanderung von uber
200 000 Personen pro Jahr. Die Anfange des drohenden Fachkraftemangels spiren wir bereits:
2014 standen in 139 von 615 Berufsgruppen nicht gentigend Fachkrafte zur Verfigung. Selbst
wenn es gelingt, die Erwerbstétigkeit von Frauen, Alteren, Menschen mit Behinderungen und ge-
ring Qualifizierten deutlich zu erhdhen, wird sich dieser Trend ohne Einwanderung nicht stoppen
lassen.

Nur mit gesteuerter Einwanderung kénnen wir verhindern, dass sich das Wachstum abschwécht
und unser aller Wohlstand in Gefahr gerét; denn weniger Fachkréfte fuhren zum Wegfall weiterer
Arbeitsplatze - weil Unternehmen ihre Wettbewerbsposition einbiRen oder Standorte ins Ausland
verlagern. Mit mehr auslandischen Fachkraften kdnnen dagegen zusatzliche Arbeitsplatze entste-
hen, weil die Innovationsféahigkeit und Wettbewerbsfahigkeit unserer Wirtschaft insgesamt wachst.

Mit qualifizierten Einwanderern als zusétzlichen Beitragszahlern kann es auf3erdem gelingen, unse-
re Sozialsysteme zu stabilisieren - insbesondere die Rente. Mit ihren Steuern leisten sie schlieflich
auch einen Beitrag zur Entlastung der 6ffentlichen Haushalte. Aber nicht nur fir Unternehmen und
die offentliche Hand ist gezielte Einwanderung von Nutzen. Auch Hochschulen, Forschungs- und
Kultureinrichtungen profitieren von kreativen Képfen und neuen Ideen.

Auch Niedersachsen muss deshalb auf eine aktive und gezielte Einwanderungspolitik setzen. Ein-
wanderung muss vorausschauend und klug gesteuert werden. Anzustreben ist ein Punktesystem,
das sowohl die Integrationsfahigkeit der Einwanderer als auch die Erfordernisse des deutschen Ar-
beitsmarktes bertcksichtigt.

Der Landtag verwehrt sich mit aller Entschiedenheit gegen Versuche, Ressentiments und pauscha-
le Vorverurteilungen gegen Einwanderer und Fliichtlinge in unsere Gesellschaft zu tragen. Um ein
Bild einer vermeintlichen Uberfremdung zu zeichnen, werden insbesondere immer wieder die bei-
den Rechtskreise Einwanderung und Asyl unzuléssig vermengt, die von Rechts wegen grundsatz-
lich zu trennen sind. Wer berechtigterweise um Asyl ersucht, der leidet an politischer Verfolgung, er
wird aus religidsen, weltanschaulichen oder ethnischen Griinden in seiner koérperlichen Unversehrt-
heit bedroht. Wer hingegen als Einwanderer zu uns kommt, der mdchte seine Fahigkeiten einset-
zen, um in einem fremden Land Erfolg zu haben, zu Wohlstand zu kommen und dort sein persénli-
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ches Glick zu finden. Aus diesem Grund mussen die MaRRstabe, Anforderungen und Regeln zwi-
schen Asyl und Einwanderung klar voneinander abgegrenzt werden.

Beide Bereiche eint jedoch, dass Menschen ihre Heimat verlassen, um in Deutschland zeitweise
oder langerfristig ihr Leben verbringen zu kénnen. Es ist daher notwendig, Briicken zwischen den
birokratischen Systemen Asyl und Einwanderung zu schlagen: Wer als Fliichtling kommt, kann
auch die Anforderungen zur Einwanderung erfullen.’ Dies ist vor allem dann relevant, wenn das
zugehdrige Asylverfahren mangels Asylgriinden aussichtslos ist. Auch ist es damit mdglich, Fliicht-
lingen, die hinreichend qualifiziert sind und dementsprechend die Voraussetzungen zur Einwande-
rung erflllen, eine dauerhafte Bleibeperspektive zu erdffnen. Regelmafig sollte daher Uberpruft
werden, ob ein (vermeintlicher) Flichtling die Voraussetzungen zur Einwanderung erfillt, um den
Ubergang zwischen den Systemen substanziell zu erleichtern. Wir wollen damit auch qualifizierten
Fluchtlingen Bleibeperspektiven erdffnen.

Einheimische - ob mit oder ohne Migrationsgeschichte - und Einwanderer bilden zusammen unsere
offene Birgergesellschaft, in der niemand seine kulturellen Wurzeln aufgeben muss. Die offene
Birgergesellschaft erhalt ihre Vielfalt gerade durch den Austausch zwischen verschiedenen An-
sichten und Lebensentwirfen auf der Basis gegenseitiger Toleranz. Gerade deshalb sind aber ge-
meinsame Regeln, gegenseitiger Respekt und Bereitschaft zu Teilhabe unabdingbar fur das Mitein-
ander.

Wo Menschen unterschiedlicher kultureller, sozialer und religiéser Pragung zusammenleben, wird
es immer auch Spannungen und Konflikte geben. Dieser Herausforderung stellen wir uns; denn wir
halten es fur falsch, aus gut gemeinter Absicht Probleme zu ignorieren. Denjenigen aber, die Pau-
schalurteile verbreiten, Ressentiments schiiren oder Angste politisch instrumentalisieren, werden
wir uns stets mit ganzer Kraft entgegenstellen. Toleranz, Offenheit, eine Kultur des Miteinanders -
das sind fir uns grundlegende Werte. In der modernen Welt sind sie zugleich unverzichtbare
Standortfaktoren.

Vor diesem Hintergrund fordert der Landtag die Landesregierung auf, mit entsprechenden Maf3-
nahmen - z. B. durch Gesetzesinitiativen, Bundesratsinitiativen, Verordnungen oder auch durch Un-
terstiitzung der Kommunen - die folgenden MalRBhahmen umzusetzen oder ihre Umsetzung zu for-
dern und férdern.

1. Deutschland braucht ein Einwanderungsgesetz!
Eckpunkte einer neuen Einwanderungspolitik

Der Landtag bekennt sich zu den Chancen, die sich Deutschland durch die Einwanderung eréffnen.
Die Landesregierung muss sich ihrer Verantwortung stellen und die Einwanderungspolitik zum
Wohle unseres Landes gestalten. Vor diesem Hintergrund sollen folgende Punkte umgesetzt wer-
den:

— Ausbau des Einwanderungsrechts zu einem vollstdndigen Punktesystem.

Mit dem Jobseeker-Visum wurde in der vergangenen Legislaturperiode des Deutschen Bundes-
tages bereits der Einstieg in ein Punktesystem geschafft. Deshalb ist dieser Aufenthaltstitel
Ausgangspunkt unserer Plane zur Reform des Einwanderungsrechts. Das Jobseeker-Visum
soll zu einem vollstdndigen und klaren Punktesystem weiterentwickelt werden, welches Ein-
wanderung nach klaren Kriterien wie Bildungsgrad, Alter und Fachkréaftebedarf steuert. Deshalb
fordert der Landtag,

— das Jobseeker-Visum zu reformieren und auf ein Jahr zu verlangern, damit mehr Zeit fur die
Arbeitsplatzsuche bleibt. Fur Menschen, die aus anderen Kulturkreisen oder gar weit ent-
fernten Teilen der Welt zu uns kommen, sind sechs Monate zu knapp bemessen.

— wahrend der Suchphase eine zeitlich befristete Erwerbstatigkeit zu ermdglichen. Jetzt mis-
sen Einwanderer bereits vor der Einreise die Mittel fiir ihren Lebensunterhalt nachweisen.

! Als Fluchtlinge betrachtet diese EntschlieBung alle diejenigen, die ein Asylverfahren durchlaufen oder durch-
laufen haben. Kontingentfliichtlinge bzw. Resettlementfliichtlinge, die im Rahmen internationaler Aufnahme-
programme nach Deutschland kommen, sind mit umfasst, soweit die Problemlage mit der erstgenannten
Gruppe vergleichbar ist.
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Wenn sie sich diese in Deutschland erarbeiten diirfen, fallt eine weitere, schwer zu Gberwin-
dende Einwanderungshirde weg.

— das Jobseeker-Visum fir qualifizierte Fachkrafte aus nichtakademischen Berufen sowie po-
tenzielle Azubis zu 6ffnen. In vielen Engpassberufen fehlen Facharbeiter, Handwerker, an-
dere beruflich Qualifizierte und Auszubildende; auch sie sollen im Rahmen eines Punktesys-
tems nach Deutschland einwandern kénnen.

— die Liste der Mangelberufe im Bereich der dualen Ausbildung zu erweitern, um beispielswei-
se eine Einwanderung in die Gastronomiebranche zu erleichtern.

— die Hurden fir eine Niederlassungserlaubnis im Rahmen eines reformierten Jobseeker-Vi-
sums zu senken: Wer im Wege der Fachkrafteeinwanderung nach Deutschland kommt, soll
nach einem Jahr einen Anspruch haben - wenn er einen seiner Qualifikation entsprechen-
den Arbeitsplatz gefunden hat.

— die Visumvergabe zu entbirokratisieren und zu beschleunigen. Die Beteiligung verschiede-
ner Stellen und die Verwendung von Papierformularen fihren zu unnétigen Verzégerungen.
Die bearbeitenden Behdérden, wie das Bundesamt fur Migration und Flichtlinge, sind auch
personell in die Lage zu versetzen, Antréage schneller zu bearbeiten.

— die Gehaltsgrenzen bei der Blue Card weiter zu senken. Hier brauchen wir fur alle Berufe
ein realistisches MaR, das sich an den berufsspezifischen Gehaltern orientiert. Denkbar ist
auch eine Staffelung abhangig von Alter oder deutschen Sprachkenntnissen.

— die Blue Card auch denjenigen zu gewdhren, die eine dem Hochschul-/Fachhochschul-
abschluss vergleichbare Qualifikation haben und dies durch eine mindestens dreijahrige Be-
rufserfahrung nachweisen kénnen.

— sofort mit der Blue Card eine Niederlassungserlaubnis zu erteilen und damit einen unbefris-
teten Aufenthalt zu ermdglichen.

— Drittstaatsangehdrigen mit einem deutschen Hochschulabschluss eine dauerhafte Aufent-
haltserlaubnis zu erteilen, wenn sie eine ihrer Qualifikation angemessene berufliche Tatig-
keit wahrnehmen.

— mit einem Einwanderungsgesetzbuch fiir Ubersichtlichkeit zu sorgen. Nach den Reform-
etappen der letzten 15 Jahre sind die Regelungen des deutschen Einwanderungsrechts
komplex und auf zahlreiche Gesetze und Verordnungen verstreut. Gerade kleinen und mitt-
leren Unternehmen bereitet das Probleme, die wir beseitigen wollen.

— Verbesserte Anerkennung von Bildungsabschlissen.

Bis im Ausland erworbene Abschliisse anerkannt sind, vergeht immer noch zu viel Zeit. Der
2012 auf Bundesebene geschaffene Rechtsanspruch auf Anerkennungsprifung war zwar eine
Pioniertat, doch liegt noch Vieles im Argen: Amter sind tiberlastet und die deutsche Amtsspra-
che bleibt eine Hirde. Die Folge ist, dass immer noch viele Eingewanderte weit unter ihrem ei-
gentlichen Qualifikationsniveau arbeiten. Deshalb fordert der Landtag,

— die Verwaltungspraxis bei der Anerkennung deutlich zu beschleunigen. Hierzu ist neben ei-
nem Personalaufbau auch die Schaffung von Erstanlaufpunkten nétig, die umfassende Hil-
festellung leisten.

— die bundesweite Vergleichbarkeit von auslandischen Abschlissen sicherzustellen.

— die Kapazitat fur Nachqualifizierungen auszuweiten, damit auch diejenigen eine Chance auf
Anerkennung haben, deren Abschluss noch nicht vollumfanglich mit einem in Deutschland
erworbenen vergleichbar ist.

— Weltweite Werbung fiir Niedersachsen und Deutschland als Einwanderungsland.

Die Liberalisierung des deutschen Einwanderungsrechts geschah in vielen Einzelschritten tiber
einen langen Zeitraum. Auch wenn die Entwicklung in der vergangenen Legislaturperiode des
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Deutschen Bundestages einen entscheidenden Schub bekam, ist die positive Signalwirkung -
gerade auf Menschen auf3erhalb Europas - ausgeblieben. Deshalb fordert der Landtag,

— eine einwanderungspolitische Gesamtstrategie zu erarbeiten. Dazu missen alle Beteiligten -
Bundesregierung, Universitaten, Unternehmen, Auslandsvertretungen, Konsulate, AuRen-
wirtschaftskammern usw. - ein gemeinsames Konzept erarbeiten.

— in diesem Zusammenhang eine Anwerbestrategie zu entwickeln, die in sich schliissig und
nachfrageorientiert ist sowie besonders benétigte Fachkrafte gezielt anspricht.

— allgemeine Werbungsmafinahmen zu intensivieren - etwa im Rahmen der Initiative ,Make it
in Germany“. Die Informationsangebote missen gut vernetzt sein und nicht nur auf Eng-
lisch, sondern auch in weiteren Fremdsprachen zur Verfigung stehen.

— die Méglichkeiten der Einwanderung auch nach ,innen“ bekannt zu machen. Gerade das
neue Instrument des Jobseeker-Visums ist bei den Unternehmen noch weitgehend unbe-
kannt.

— eine intensivere Zusammenarbeit mit Kultur- und Sprachinstituten im Ausland, um fiir eine
Einwanderung in unser Land zu werben.

— die eingestellte Landeskampagne mit dem Ziel, Niedersachsen als Einwanderungsland tber
die Grenzen Deutschlands hinaus bekannter zu machen, schnellstmdglichst wieder aufzu-
nehmen.

— Fordern und Fordern des Erwerbs der deutschen Sprache.

Die deutsche Sprache zu beherrschen, ist der Schlussel zu wirtschaftlichem Erfolg und einem
gesellschaftlichen Miteinander. Das Angebot an Deutschkursen ist daher auszubauen. Gerade
fur Kinder und junge Einwanderer sind Deutschkenntnisse entscheidend dafir, ob ihnen der
Bildungsaufstieg in Deutschland gelingt. Aber auch fur altere Menschen ist das Beherrschen
der deutschen Sprache der Schlissel zu einer gelungenen Integration in unsere Gesellschaft.
Deshalb fordert der Landtag,

— Integrationskurse zielgruppenspezifischer auszurichten und bei entsprechendem Bedarf
verpflichtende Deutschkurse einzufiihren. Eine starkere Gewichtung nach Bildungsstand
und bereits vorhandenem deutschen Sprachniveau kann hier zu schnelleren Erfolgen flih-
ren.

— die Deutschférderung fur Fachkrafte sowie die Mittel fur Integrationskurse auszuweiten. Es
muss zudem mehr Angebote fur berufsspezifische Deutschkurse geben.

— Vorbereitungskurse auf das Leben in Deutschland bereits im Heimatland durchzufiihren, um
Anlaufschwierigkeiten mdglichst gering zu halten.

— die kombinierte Sprachférderung von Eltern und Kindern zu férdern. Diese kann ein wichti-
ges erganzendes Angebot der nachholenden Integration sein.

— Umbau der Ausléanderdmter und Visavergabestellen zu Service- und Willkommenszentren.

Auslanderamter und Visavergabestellen der Botschaften missen zu Aushangeschildern fur die
Gewinnung kluger Kdpfe werden. Hier sollen Menschen, die dauerhaft zu uns kommen wollen,
willkommen geheilRen werden und uber alle ihre Méglichkeiten, Rechte und Pflichten, am bes-
ten schon im Herkunftsland, aufgeklart werden. Deshalb fordert der Landtag,

— die offiziellen Beratungsmoglichkeiten zu allen Aspekten der Lebensentscheidung ,Migrati-
on“ fir Einwanderungsinteressenten auszubauen.

— umfassende Beratung ,aus einer Hand“ anzubieten (,One-Stop-Agency*). Eine solche zent-
rale Anlaufstelle mit Biindelungsfunktion erleichtert den Neustart in Deutschland.

— das in einigen Stadten erfolgreich praktizierte System von Integrationslotsen, die Einwande-
rer in den ersten Wochen auf Wunsch begleiten, weiter auszubauen.
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— die Personalausstattung der Auslanderbehérden zu verbessern. Gerade in groBeren Stad-
ten mit einem hohen Auslénderanteil sind lange Wartezeiten an der Tagesordnung.

— das Umdenken in den Amtern zu férdern. Das deutsche Recht war lange Zeit auf Abwehr
und Abschottung ausgerichtet. Die Liberalisierungen der letzten Jahre bestimmen leider
noch nicht Uberall das Verwaltungshandeln. Die Erkenntnisse des auf wenige Stadte be-
schrankten Modellprojekts ,Auslanderbehdérden — Willkommensbehérden* miissen flachen-
deckend durch konkrete MaBnahmen umgesetzt werden.

— dazu den Anteil von Arbeitnehmern mit Einwanderungsgeschichte im 6ffentlichen Dienst zu
erhdhen und so die interkulturelle Offnung der Verwaltung zu erreichen.

— die Beratung online sowie durch ein Angebot von umfassenden Informationsbroschiiren in
einfacher Sprache zu verbessern, u. a. mit Benennung von Regelwerk, Ansprechpartnern,
Rechten und Pflichten.

— sicherzustellen, dass in den fiir Einwanderung relevanten Bereichen eine Verstandigung in
englischer Sprache mdglich ist und umfassende Informationsbroschiren in weiteren Spra-
chen bereitgestellt werden.

— Deutschland fur Einwanderer noch attraktiver machen.

Damit mehr Menschen nach Deutschland einwandern, miissen sie die Erwartung haben, dass
sie hier willkommen sind und optimale Bedingungen fiir ihr neues Leben vorfinden. Damit die
Eingewanderten auch dauerhaft hier bleiben, missen sie die Chance auf ein selbstbestimmtes
Leben haben. Die rechtlichen Rahmenbedingungen einwanderungsfreundlich zu gestalten, ist
dabei nur ein erster Schritt. Wir missen die Menschen, die zu uns kommen, auch annehmen.
Deshalb fordert der Landtag,

— die viel zitierte ,Willkommenskultur‘ mit Leben zu erfiillen. Dies erfordert von jedem Einzel-
nen die Bereitschaft, sich offen zu zeigen fir Neuankémmlinge aus dem Ausland - in Be-
trieb, Schule, Verein oder Nachbarschatft.

— auslanderfeindlichen Protesten entschieden entgegenzutreten. Wir wollen zeigen, dass Nie-
dersachsens generelle Offenheit fiir Einwanderer nicht zur Diskussion steht. Einwande-
rungs- und Integrationsdebatten mussen fundiert, differenziert und Idsungsorientiert gefuhrt
werden.

— Niedersachsen und Deutschland eine Spitzenstellung im weltweiten Standortwettbewerb zu
sichern. Das geltende Einwanderungsrecht ist dabei nur eine Voraussetzung von vielen.
Entscheidend sind das positive Image eines Landes, die Starke seiner Wirtschaft, eine
Uiberschaubare Steuerlast und die Durchléssigkeit seines Bildungssystems.

— gut Integrierten eine beschleunigte Einbirgerung nach vier Jahren zu ermdglichen. Die Aus-
sicht auf die deutsche Staatsbirgerschaft kann die Integration und Identifikation mit unse-
rem Land férdern. Sie kann ein Anreiz sein, sich sprachlich und beruflich rasch zu integrie-
ren.

— Mehrfachstaatsbiirgerschaften grundsatzlich zuzulassen. Viele Einwanderer sind von meh-
reren Kulturen gepragt und fiihlen sich diesen zugehérig. Niemand sollte gezwungen sein,
sich zwischen dem Land seiner Eltern und dem Land seines Lebensmittelpunktes zu ent-
scheiden.

— das Auslénderwahlrecht fur Drittstaatsangehdrige bei Kommunalwahlen einzufiihren. Wenn
jemand seinen Lebensmittelpunkt bereits seit finf Jahren rechtmé&Rig in Deutschland hat,
soll er auch die Chance erhalten, sein Lebensumfeld mitzugestalten.

2. Zuflucht in Deutschland
Menschliche Verpflichtung und Chance

Der Landtag sieht es als Verpflichtung, den Menschen in diesem Land die Chancen zur Teilhabe zu
bieten und alle Anstrengungen zu unternehmen, Menschen zur Integration zu beféhigen. Die F&-
higkeit zur Integration hangt in vielen Féllen immer noch von Faktoren ab, die der Einzelne nur
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schwer beeinflussen kann und die im ungiinstigen Fall den Zugang in die Gesellschaft erheblich er-
schweren. Vor diesem Hintergrund sollen folgende Punkte umgesetzt werden:

— Asylverfahren beschleunigen und birokratische Hirden abbauen.

Wer in Deutschland einen Antrag auf Asyl stellt, muss unter Umstanden bis zu 20 Monate auf
einen Bescheid warten. Wahrend dieses Verfahrens finden Fliichtlinge nur begrenzt Zugang
zum Arbeitsmarkt, da ihr Aufenthaltsstatus nicht geklart ist und daher von einem Anstellungs-
verhaltnis haufig abgesehen wird. Dies widerspricht nicht nur dem Bestreben, Flichtlinge
schnellstmdglich zu integrieren, sondern sorgt auch fir eine Perspektiviosigkeit der Betroffenen.
Deshalb fordert der Landtag,

— eine Beschleunigung des Asylverfahrens herbeizufiihren. Ziel ist dabei der Abschluss des
Verfahrens innerhalb von drei Monaten nach Antragstellung.

— das Bundesamt fur Migration und Flichtlinge personell aufzustocken, um die Voraussetzun-
gen fur eine schnellere Bearbeitung von Asylantragen zu schaffen.

— eine frihzeitige und umfassende Information der Antragsteller Giber ihre Chancen und Pflich-
ten in mehrsprachigen Broschiren bereitzustellen.

— sicherzustellen, dass in den fur Fluchtlinge relevanten Bereichen eine Verstandigung in eng-
lischer Sprache mdglich ist.

— Fluchtlinge, die in ihre Heimat zurlickkehren méchten, mit einem stimmigen Konzept auf ihre
Ruckkehr vorzubereiten.

— Bildungsmdglichkeiten fur Flichtlinge friihzeitig anbieten.

Bildung, insbesondere der Erwerb unserer Sprache, bildet einen zentralen Aspekt zur Integrati-
on von Flichtlingen. Bereits im frihkindlichen Alter soll die Sprachférderung verstarkt werden.
Im Mittelpunkt durfen dabei nicht nur Kinder und Jugendliche stehen. Auch Erwachsenen muss
durch frihzeitige Bildungsangebote die Integration in unsere Gesellschaft besser und schneller
ermoglicht werden. Deshalb fordert der Landtag,

— allen Flichtlingen von Beginn an das Erlernen der deutschen Sprache zu ermdéglichen und
entsprechend Sprachkurse flachendeckend und in ausreichender Zahl zur Verfigung zu
stellen. Eventuell anfallende Fahrtkosten zu den Bildungsstétten missen Ubernommen wer-
den.

— die Forderung von Kindern mit Sprachdefiziten mittels Sprachlernklassen zu verbessern. Die
notwendige Zahl der Schulerinnen und Schiler zur Errichtung von Sprachlernklassen ist da-
bei mdglichst gering zu halten. Nur so kann garantiert werden, dass jedes Kind und jeder
Jugendliche die optimale Férderung erhalt.

— das Stundenkontingent fur Sprachférderung zu erhéhen. Dies gewéhrleistet, dass die Kinder
und Jugendlichen die optimale Betreuung und Foérderung erhalten und Sprachférderkonzep-
te ausgeweitet werden.

— den Zusammenschluss mehrerer Grundschulen zu ermdglichen, um gemeinsam Sprach-
lernklassen einrichten zu kénnen. So kénnen Lehrerstunden optimal eingesetzt werden und
auftretende Probleme gemeinsam geldst werden.

— die Einbeziehung der gesamten Familie bei BildungsmafRnahmen zu gewahrleisten. Grund-
lage einer gelungenen Willkommenskultur ist die Integration der ganzen Familie. Eltern bzw.
Familien sollen in den Unterricht und in auRBerunterrichtliche Aktivitdten eingebunden wer-
den.

— Erzieherinnen und Erzieher bereits in ihrer Ausbildung auf Deutsch als Fremd- bzw. Zweit-
sprache vorzubereiten.

— in der Lehramtsausbildung gezielt die Vermittlung von Sprachférderung naher zu bringen.
Alle Lehrerinnen und Lehrer sollen in der Ausbildung auf Deutsch als Fremd- bzw. Zweit-
sprache vorbereitet werden.



Niedersachsischer Landtag — 17. Wahlperiode Drucksache 17/3119

— Einwanderungsperspektive fir qualifizierte Fllichtlinge schaffen.

Viele Fluchtlinge sind hochqualifiziert oder verfigen tber Qualifikationen, die auf dem deut-
schen Arbeitsmarkt gefragt sind. Unter den Ankdmmlingen aus Afrika und dem Nahen Osten
z. B. liegt die Akademikerquote fast doppelt so hoch wie unter der deutschen Bevdlkerung. Wer
am deutschen Arbeitsmarkt gebraucht wird, sollte hier bleiben kénnen - auch wenn er als
Flichtling zu uns kommt. Fur gut Qualifizierte und Integrationswillige soll daher wahrend des
Asylverfahrens nach MalRgabe der Einwanderungskriterien die Mdoglichkeit bestehen, einen
dauerhaften Aufenthaltstitel zu erlangen. Deshalb fordert der Landtag,

— einen unkomplizierten Wechsel zwischen den Rechtskreisen Asyl und Einwanderung zu er-
mdglichen. Fliichtlinge sollen bei Erfillung der entsprechenden Voraussetzungen als Ein-
wanderer behandelt werden.

— Fluchtlingen die Méglichkeit zu geben, die fir Einwanderer im Rahmen eines reformierten
Jobseeker-Visums geltenden Angebote zu nutzen - aus dem laufenden Asylverfahren her-
aus.

— die Bewerbung des Jobseeker-Visums in den Herkunftslandern zu verstérken und bereits
vor Ort dahin gehend zu kanalisieren.

— die Mdoglichkeit fir Flichtlinge zu schaffen, sich aus dem laufenden Asylverfahren heraus
auch fur eine Blue-Card zu bewerben.

— ein standardisiertes Prifungsverfahren zur Abfrage von Fachwissen einzufiihren, um die
Kompetenzen von solchen Fluchtlingen erfassen zu kdnnen, welche ohne vergleichbare
Qualifikationsnachweise einreisen.

— Integration nicht nur zu férdern, sondern auch zu fordern. Eine Perspektive auf den Wechsel
der Rechtskreise und somit auf Einwanderung kann nur erhalten, wer sich an Recht und
Gesetz halt, sich integrationsbereit zeigt und alle Einwanderungskriterien erfullt.

— Eingliederung in die Berufstatigkeit beschleunigen.

In Zeiten von demografischem Wandel, Fachkraftemangel und sinkender Arbeitslosigkeit gibt es
keine Griinde, an einem Arbeitsverbot fir Fliichtlinge festzuhalten. Der Zugang zum Arbeits-
markt ist jedoch nicht nur eine wirtschafts- und sozialpolitisch relevante Frage. Die Teilnahme
am Erwerbsleben und die materielle Selbststandigkeit sind fundamentale Bestandteile eines
Lebens in Wirde. Es ist daher vollig unverstandlich, warum so vielen Flichtlingen, die sich legal
in Deutschland aufhalten, der Zugang zum Arbeitsmarkt erschwert und de facto verwehrt wird.
Deshalb fordert der Landtag,

— die Vorrangprufung sowie Arbeitsverbote fur Flichtlinge grundsatzlich abzuschaffen. Flicht-
linge sollen nicht langer dazu gezwungen werden, auf den Wohlfahrtsstaat angewiesen zu
sein. Denn: Wer dazu in der Lage ist, sollte auch fur seinen eigenen Lebensunterhalt sorgen
kdénnen und durfen.

— ein Abschiebeverbot fur Flichtlinge in Ausbildung und eine Aufenthaltsgenehmigung min-
destens nach dem Motto ,3 plus 2“ (Abschluss der Lehre innerhalb von drei Jahren plus
zweijahriges Bleiberecht) einzufiihren. Die Betroffenen sollen so ermuntert werden, bereits
vor Ablauf des Asylverfahrens fir ihren Lebensunterhalt selbst zu sorgen und sich fortzubil-
den. Unternehmer erhalten so auch bei langwierigen Asylverfahren mehr Planungssicherheit
und Anreize, Fluchtlinge auszubilden.

— Fluchtlingen proaktiv Ausbildungs- oder Studienpléatze zu vermitteln, um sie fiir Mangelberu-
fe zu qualifizieren.

— Flichtlingen die Annahme von Jobs in der Zeit- und Leiharbeit von Beginn an zu ermdgli-
chen, um somit erhebliche Hindernisse beim Zugang zum Arbeits- und Ausbildungsmarkt
abzubauen.

— die Residenzpflicht abzuschaffen, um eine landeriibergreifende Suche nach Beschaftigung
zu ermd@glichen.
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— Unterkunft und Betreuung verbessern.

Fluchtlinge werden oft Uber einen langeren Zeitraum in zentralen Aufnahmeeinrichtungen un-
tergebracht. Nicht selten fiihrt dies zu sozialen und psychischen Extremsituationen, die nur
schwer durch den Nutzen der zentralen Unterbringung begriindbar sind. Deshalb fordert der
Landtag,

— mdoglichst schnell eine Verkiirzung des Asylverfahrens anzustreben, um eine dezentrale Un-
terbringung von Fliichtlingen zu erméglichen. Kommunen sollen u. a. im Rahmen von Best-
Practice-Beispielen sowie durch friihzeitige Information Uber Neuzuweisungen unterstitzt
werden, um so frihzeitig und eigenverantwortlich die Unterbringung vorbereiten zu kénnen.

— den Kommunen mehr Spielraum bei der Planung der Unterbringung von Flichtlingen zu bie-
ten. Kommunen miissen die Méglichkeit erhalten, sich fir Formen der dezentralen Unter-
bringung zu entscheiden.

— eine ausgewogene Verteilung der Fliichtlinge innerhalb der Kommunen sowie eine Verbes-
serung der Wohnraumvermittiung zu gewahrleisten, z. B. durch Internetportale, in denen
auch Privatpersonen Wohnungen anbieten kénnen. Die Unterbringung in Gewerbegebieten
oder im Wald lehnen wir ab.

— die besondere Betreuung von jungen Flichtlingen bis 25 Jahre in Form einer assistierten
Ausbildung einzufiihren. Diese sollen unterstiitzt und friihzeitig tber Berufsausbildung und -
maoglichkeiten informiert werden.

— eine gezielte Betreuung von unbegleiteten minderjéhrigen Fluchtlingen durch die Jugendhil-
fe als auch durch Vorklassen zur Berufsintegration im Rahmen einer Berufsausbildung um-
zusetzen. Bei entsprechendem Bedarf soll eine Betreuung und Beschulung auch fur Fliicht-
linge bis zum 25. Lebensjahr mdéglich sein. Hierfir muss moéglichst schnell und nicht erst ab
Mitte 2016 auch Schilern ab 18 Jahren die Mdglichkeit eréffnet werden, Baftg in Anspruch
zu nehmen und einen Schulabschluss zu machen. Es darf nicht sein, dass Schiiler mit ih-
rem 18. Geburtstag ihren Lebensunterhalt mittels ALG |l bestreiten und deswegen von der
Schule abgehen missen.

— Fluchtlinge - auch ohne definierten Aufenthaltsstatus - in die Gesetzliche Krankenversiche-
rung aufzunehmen, um eine medizinische und psychologische Betreuung sicherzustellen.
Kommunen werden somit vor den entstehenden Kosten im Krankheitsfall geschiitzt und ei-
ne Zwei-Klassen-Gesellschaft wird verhindert.

— Gemeinsame Anstrengungen férdern und fordern.

Der Landtag erkennt die gewaltigen Herausforderungen, die der steigende Fliichtlingsstrom
nach Europa mit sich bringt. Es wird nicht ausreichen, wenn sich allein die Politik diesen Her-
ausforderungen stellt. Integration und eine Willkommenskultur missen von der gesamten Ge-
sellschaft gelebt werden. Auch reicht es nicht aus, in der Fluchtlingspolitik im nationalstaatlichen
Denken zu verharren. Deshalb fordert der Landtag,

— eine groRere Aufnahmebereitschaft in ganz Europa sowie eine faire Verteilung der Flicht-
linge anzustreben. Die Europaische Union wird an mehr Solidaritat unter den Mitgliedstaa-
ten bei der Verteilung von Fliichtlingen nicht vorbei kommen. Ziel sollte - angelehnt an den
Kdnigsteiner Schlussel - ein Mehrfaktorenmodell sein, das zu einer fairen Lastenteilung fuhrt
und folgende Aspekte beriicksichtigt: Bevdlkerungszahl, Wirtschaftskraft, Arbeitslosigkeit,
Grol3e des Territoriums sowie Familienanbindung und Sprachkenntnisse der Fluchtlinge. Bis
zur Etablierung eines solchen Systems ist ein européischer Ausgleichsfonds zur Unterstit-
zung von Mitgliedstaaten mit einer hohen Aufnahmequote einzurichten.

— den Kommunen erheblich mehr Unterstutzung bei der Aufnahme von Fliichtlingen zukom-
men zu lassen. Die fachliche Hilfe vor Ort und Angebote wie Sprachkurse sowie andere Pro-
jekte sollen unbirokratisch Uber einen Forderfonds unterstitzend mitfinanziert werden. Ins-
besondere soll birgerschaftliches Engagement unterstiitzt werden.
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— seitens der Landesregierung mit dem Bund ein Unterstitzungsprogramm fiir die Flicht-
lingsunterbringung in den Kommunen auszuhandeln, die Flichtlingspauschalen an die tat-
sachlichen Fallzahlen anzupassen und die Kommunen beim Bau von Flichtlingsunterkiinf-
ten zu unterstutzen.

— ehrenamtliches Engagement weiter zu starken und zu bewerben. Ehrenamtliche Helfer sind
bereits jetzt eine unverzichtbare Stiitze und Saule in der Fliichtlingsbetreuung. Projekte zur
Unterstiitzung ihrer Integrationshilfe sollen besonders geférdert werden. Wiinschenswert
ware, dass sich mehr Migrantinnen und Migranten in ehrenamtlichen Organisationen und
Vereinen engagieren und diese verstarkt um diese Bevolkerungsgruppe werben.

— Projekte zu entwickeln und férdern, bei denen Ehrenamtliche Patenschaften fir Familien mit
Migrationshintergrund Ubernehmen und sie bei ihrer Integration unterstiitzen. Eine entspre-
chende Begleitung und Unterstitzung dient vor allem jugendlichen Migrantinnen und Mig-
ranten auf ihrem Weg des Ubergangs von der Schule zum Beruf.

— einen Fonds einzurichten, der mit einem Anerkennungsbeitrag die Arbeit der Ehrenamtli-
chen unbirokratisch unterstiitzt, um dieses Engagement zu erhalten und méglichst noch zu
verstarken.

— eine starkere Vernetzung von Schilerinnen und Schiilern sowohl mit als auch ohne Migrati-
onshintergrund herbeizufihren. Dazu kénnten innerhalb von Schulen, insbesondere der
Sprachlernklassen, aber auch zwischen unterschiedlichen Schulen mit unterschiedlichem
Bildungsniveau Patenschaften entstehen. Im Rahmen dieser Patenschaften soll es Aktionen
geben, bei denen die Kinder und Jugendlichen mehr von der jeweils anderen Kultur lernen
und fremde Gebrauche etc. als selbstverstandlich wahrnehmen.

Begriindung

Niedersachsen schauen nicht zuerst darauf, woher jemand kommt. Fur uns z&hlt, was er oder sie
erreichen will. Wir begreifen es als Chance fir uns alle, wenn Menschen in unser Land einwandern
und hier zu Birgern werden. Wer Teil unserer offenen Birgergesellschaft sein will, etwas erreichen
mochte und die Werte unseres Grundgesetzes akzeptiert, den heiRen wir willkommen.

In den letzten Jahrzehnten hat sich Deutschland zu einem Einwanderungsland entwickelt. Die ak-
tuell hohen Einwandererzahlen dirfen kein Anlass zum Ausruhen sein. Noch 2008 und 2009 ver-
lieRen mehr Menschen Deutschland, als zu uns kamen; im Schnitt der letzten Jahre wanderten viel
zu wenige ein. AulRerdem kamen uber dreiviertel der Einwanderer aus Europa, sodass ein Ende
des gegenwartigen Zustroms absehbar ist: Der Kontinent altert insgesamt, und mittelfristig wird sich
die Wirtschaft in den Krisenstaaten erholen. Wir miissen unseren Blick deshalb auf Einwanderung
aus Staaten auflerhalb der EU richten und den klugen Kopfen aus aller Welt den roten Teppich
ausrollen. Wir wollen unser Land zu einem Magneten machen fiir gut qualifizierte und integrations-
bereite Einwanderer aus aller Welt, die den persdnlichen Aufstieg fir sich und ihre Familien suchen
und dabei einen Beitrag zu Wohlstand und Wachstum unserer Gesellschaft leisten wollen.

Bei der Liberalisierung des Einwanderungsrechts wurde in der vergangenen Legislaturperiode des
Deutschen Bundestages bereits einiges erreicht: Bei der Einfihrung der Blauen Karte (Blue Card)
wurden die EU-Vorgaben grof3ziigig umgesetzt, um die Einwanderung von Hochqualifizierten zu er-
leichtern; insbesondere die erforderlichen Mindestverdienstgrenzen wurden signifikant gesenkt.
Auch fur Unternehmensgriinder, Auszubildende und Studenten aus Drittstaaten gab es Erleichte-
rungen. Mit der Neufassung der Beschéftigungsverordnung wurde der deutsche Arbeitsmarkt zu-
dem erstmals auch fur Fachkréafte ohne akademischen Abschluss gedffnet.

Besonders wichtig ist dabei das sogenannte ,Jobseeker-Visum* (Aufenthaltserlaubnis zur Arbeits-
platzsuche fur qualifizierte Fachkrafte, § 18 ¢ Aufenthaltsgesetz). Es erlaubt erstmals die Einwan-
derung zur Arbeitssuche; sechs Monate darf sich der Inhaber hierzu nun in Deutschland aufhalten.
Zuvor war ein vorliegender Arbeitsvertrag Zuzugsvoraussetzung. Mit dem Jobseeker-Visum ist
Deutschland der Einstieg in ein Punktesystem gelungen.

Die Vorteile des Punktesystems liegen auf der Hand: Langfristige, demografisch bedingte Liicken
auf dem Arbeitsmarkt kénnen geschlossen werden. Kleine und mittlere Unternehmen kommen
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leichter an auslandische Fachkréfte; denn sie kénnen sich die Bewerber im Inland suchen und sind
nicht langer auf Vermittlungsdienste angewiesen. Hinzu kommt der Werbeeffekt: Die Offnung des
deutschen Arbeitsmarkts fiir Fachkréafte aus Drittstaaten ist in vielen kleinen Schritten verlaufen, die
im Einzelnen von vielen kaum wahrgenommen wurden. Die Schaffung eines Punktesystems kann
dagegen groRe Symbolkraft entfalten.

Auch in der Fluchtlingspolitik bedarf es weiterer Anstrengungen: Mehr als 50 Millionen Menschen
sind weltweit auf der Flucht vor Krieg und politischer Verfolgung - so viele wie nie zuvor seit dem
Zweiten Weltkrieg. Viele von ihnen suchen Zuflucht in Deutschland: 2014 gab es bundesweit tber
200 000 Asylantrage - nach 127 000 im Jahr 2013. Zuletzt kamen vor 20 Jahren so viele Flichtlin-
ge zu uns.

Far Politik und Verwaltung, soziale Einrichtungen, Kirchen und nicht zuletzt fur die vielen ehrenamt-
lich tatigen Burgerinnen und Birger bedeutet das gewaltige Herausforderungen: Das Aufnahmever-
fahren muss trotz des Massenansturms zugig organisiert und die Flichtlinge miissen menschen-
wirdig untergebracht und in die Gesellschaft eingegliedert werden. Gerade Stadte und Gemeinden
sind dabei zusehends Uberfordert und bedirfen der Unterstutzung durch die Landespolitik.

Als Niedersachsen wollen wir einen solidarischen Beitrag dafiir leisten, dass Deutschland und Eu-
ropa in der Welt sichere Zufluchtsorte fur politisch Verfolgte sind. Deswegen setzen wir uns fir eine
bundesweite und europaweite menschenwiirdige Regelung des Grundrechts auf Asyl und einen
Europdischen Verteilungsschlussel fir Flichtlinge - &hnlich dem Kénigsteiner Schlissel in Deutsch-
land - ein.

Christian Grascha
Parlamentarischer Geschaftsfuhrer

10
(Ausgegeben am 11.03.2015)



	Drucksache 17/3119
	Antrag
	Fraktion der FDP
	Deine Chance, unsere gemeinsame Zukunft
	Entschließung
	Begründung

